
 
 
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 
 
Pressesprecher 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Pressemitteilung 
 
 
Toilettenfrauen sind keine Trinkgeldbewacherinnen, sondern Reinigungskräfte  

 
Landessozialgericht bestätigt Entscheidung des Sozialgerichts Berlin 

 
 
Mit heute verkündetem Urteil hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg eine 
Entscheidung des Sozialgerichts Berlin vom 29. August 2012 (S 73 KR 1505/10, vgl. 
dazu Pressemitteilung vom 28. September 2012,  
http://www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/sg/presse/archiv/20120928.1005.375940.html)     
bestätigt. 
 
Im September 2009 führte die Deutsche Rentenversicherung Bund eine Betriebsprü-
fung bei einem Berliner „Reinigungsservice“ durch, der sich auf die Betreuung von 
Kundentoiletten in Einkaufszentren, Warenhäusern und ähnlichen Einrichtungen 
spezialisiert hat. Im Ergebnis forderte die Rentenversicherung für den Prüfzeitraum 
2005 bis 2008 rund 118.000 Euro an Sozialversicherungsbeiträgen nach. Der Betrieb 
habe zahlreichen bei ihm angestellten Toilettenfrauen nicht den laut Tarifvertrag des 
Gebäudereinigerhandwerks geschuldeten Mindestlohn von rund 6 bis 8 Euro gezahlt, 
sondern lediglich zwischen 3,60 und 4,50 Euro. Für die Lohndifferenz müssten die 
Versicherungsbeiträge nachgezahlt werden. 
 
Für die Rechtmäßigkeit der Nachforderung kam es auf die Frage an, ob die einge-
setzten Toilettenfrauen als Reinigungskräfte im Sinne des Tarifvertrages des Gebäu-
dereinigerhandwerks anzusehen sind. Nach dem Sozialgericht hat auch das Landes-
sozialgericht dies in zweiter Instanz mit im Wesentlichen folgender Begründung 
nachdrücklich bejaht: 
 
Ein Betrieb, der sich verpflichtet, z. B. in Warenhäusern und Einkaufszentren Kun-
dentoiletten sauber zu halten und hierbei Trinkgelder einnimmt, ist ein Reinigungsbe-
trieb. Die bei ihm angestellten Toilettenfrauen sind schwerpunktmäßig Reinigungs-
kräfte und nicht lediglich (wie behauptet) Bewacherinnen von Trinkgeldtellern. Für sie 
gilt daher der Tarifvertrag des Gebäudereinigerhandwerks. Die Höhe der geschulde-
ten Sozialversicherungsbeiträge berechnet sich deshalb nach den tarifvertraglich 
vorgeschriebenen Mindestlöhnen und nicht nach den erheblich niedrigeren tatsäch-
lich gezahlten Löhnen. 
 
Nach Auffassung des Landessozialgerichts spricht viel dafür, dass in der Geschäfts-
praxis der Klägerin (unabhängig von der rechtswidrigen Nichtabführung von Sozial-
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versicherungsbeiträgen) auch ein Betrug gegenüber dem Toilettennutzer und „Trink-
geldspender“ liegt; denn dieser gehe regelmäßig davon aus, das Trinkgeld unmittel-
bar der anwesenden Reinigungskraft zukommen zu lassen, die es tatsächlich aber 
vollständig an den Toilettenpächter abzuführen habe. 
 
Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Die unterlegene Klägerseite kann bei  
dem Bundessozialgericht die Zulassung der Revision beantragen. 
 
Der Volltext der Entscheidung liegt noch nicht vor. Er wird in Kürze als Anlage zu 
dieser Pressemitteilung auf der Internetseite des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg http://www.lsg.berlin.brandenburg.de abrufbar sein. 
 
 
 
Urteil am 7. Mai 2014 verkündet; 
Aktenzeichen: L 9 KR 384/12 
 
 
 
Für Rückfragen:  
RiLSG Axel Hutschenreuther, Pressesprecher,   
RiLSG Sebastian Pfistner, stellv. Pressesprecher, 
Tel.: 0331/9818-3300, 4148, 4133 
Mail: pressestelle@lsg.brandenburg.de 
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